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1. Einleitung 

Risikokommunikation ist zu einem Zauberwort in der aktuellen Debatte um die Akzeptabilität von 
technischen und anderen zivilisatorischen Risiken geworden. Während die eine Seite hofft, mit 
Hilfe kommunikativer Strategien die von Risiken potentiell betroffenen Bürger davon zu überzeu­
gen, daß es in ihrem Interesse ist, diese Risiken zugunsten des damit verbundenen Nutzens zu ak­
zeptieren, glaubt die andere Seite, daß Kommunikation zu einer Mobilisierung der Bevölkerung 
und damit zu einer vermehrten Akzeptanzvcrweigerung fUhren würde. Diese gegensätzliche Er­
wartung an die Wirkungen der Kommunikation hat viel zur gegenwärtigen Verwirrung über die 
Funktion und Leistungsfähigkeit des Konzeptes "Risikokommunikation" beigetragen. 

Was versteht man nun unter dem Begriff Risikokommunikation und wie läßt sich der Begriff 
sinnvoll opcrationalisieren? In der Literatur zum Thema Risikokommunikation hat sich die 
Definition von Covello, von Winterfeldt und Siovic weitgehend durchgesetzt. Sie lautet: 

"Risikokommunikation umfaßt jeden zielgcrichteten Austausch von Informationen über Gesund­
heits- und Umweltrisiken zwischen Individuen und zwischen interessierten Gruppen. Die infor­
mationen beziehen sich dabei vor allem auf: (a) die Höhe des Risikos; (b) die Signifikanz oder Be­
deutung des Risikos und (c) Entscheidungen, Handlungen oder politische Maßnahmen, die darauf 
abzielen, die Risiken für Gesundheit und Umwelt zu begrenzen oder zu regeln. Als interessierte 
Gruppen kommen politische Institutionen, Bundes- und Landesämtcr, einzelne Unternehmen und 
Unternehmensverbände, Gewerkschaften, Umweltvcrbände, BUrgcriniativen. Wissenschaftler 
und die Medien infrage (Covello, von Wintcrfeldt und Siovic 1986, S. 172; übersetzt durch den 
Verfasser. Englische Version siehe Seite 2(9) 

Diese Definition ist von zwei Leitgedanken getragen: zum einen der Zielgcrichtetheit der Informa­
tion und damit der impliziten Annahme, daß Risikolrommunikation keine neutrale, über alle Partei­
en stehende Aktivität sein kann, sondern bestimmte (häufig intercssengebundene) Botschaften ver­
mitteln will, zum zweiten von der Zweiseitigkeit des Informationsaustauschs, also der Notwendig­
keit, gleichzeitig Sender und Empfänger von Botschaften zu sein. Die Zielgerichtetheit der Kom­
munikation stellt den KommunikationswissenschaftIer vor einen schwierigen Konflikt: Da Kom­
munikation immer auch bestimmte Interessen vermittelt (selbst wenn sie unter dem Etikett "Erzie­
hung" oder "Aufklärung" läuft), muß er sich entweder als Gesinnungstäter engagieren (motiviert 
durch eigene Einstellung oder die Höhe des Honorars) oder aber jeder Partei in gleichem Maße 
sein Wissen zur Vcrfligung stellen. 

Beide Formen der Beratung sind sicher legitim (sofern sie dem Leser transparent gemacht wer­
den), aber es gibt auch noch eine dritte Möglichkeit, diesen Konflikt zwischen wissenschatIicher 
Integrität und Interessengebundenheit zu lösen, und zwar durch das Modell des rationalen Diskur­
ses. In diesem Modell spielt der KommunikationswissenschaftIer die Rolle des Katalysators; er 
bestimmt nicht den Kommunikationsinhalt, sondern gestaltet die Rahmcnbedingungen, in dem der 
Austausch von Informationen, also der Diskurs stattfinden kann_ 



194 KommunibtiOll zwiscbm den Betciliglal 

2. Die Bedingungen für einen rationalen Diskurs 

Das Modell des rationalen Diskurses beruht auf der Annahme. daß mit Hilfe von Kommunikation 
Kompromisse zwischen Interessengegensätzen und Wertkonflikten unterschiedlicher Parteien er­
zielt werden können. ohne daß eine Partei ausgeschlossen oder ihre Interessen oder Werte unbe­
rücksichtigt bleiben. Ein rationaler Diskurs ist durch folgende Charakteristika gekennzeichnet: 

(1) einem Konsens darüber. nach welchem Verfahren Einigung über kollektiv bindende Entschei­
dungen getroffen werden sollen. Die Parteien können Einstimmigkeit, das Mehrheitswahl­
recht oder die Einschaltung eines Schlichters vorsehen; wichtig ist aber. daß alle Parteien der 
vorgesehenen Verfahrensweise zustimmen (Majone 1979); 

(2) einem Konsens darüber. daß alle in die Verhandlung eingebrachten Tatsachenbehauptungen 
nachgewiesen oder durch entsprechende Experten (wobei je nach Wissenstyp nicht nur Wis­
senschaftler infrage kommen) bestätigt werden. Läßt sich eine Tatsachenbehauptung. wie 
häufig in der Risikoarena zu beobachten. nicht eindeutig nachweisen oder widerlegen. müs­
sen alle legitimen. d.h. innerhalb des jeweiligen Wissenstyp zulässigen Aussagen gleichbe­
rechtigt in den Diskurs eingebracht werden (Rushefsky 1984); 

(3) einem Konsens darüber. daß unterschiedliche Interpretationsmuster und Rationalitäten gleich­
berechtigt sind, sofern sie nicht den Regeln der Logik und anderer formaler Argumentations­
regeln widersprechen (Habermas 1971; Perrow 1984); 

(4) der Bereitschaft, die eigenen Interessen und Werte offenzulegen (Renn 1986); 

(5) der Bereitschaft. eine faire Lösung des Konfliktes anzustreben. bei der alle Interessen und 
Werte grundsätzlich als legitim und verhandlungswürdig anerkannt werden. ohne damit die 
Notwendigkeit der Begründung von Interessen oder Werten infrage zu stellen (Bacow and 
Wheeler 1984, pp. 42ft). 

Es gibt keinen Zweifel, daß ein Diskurs, der alle diese Eigenschaften erfüllt, in der Realität nicht 
stattfindet. Der rationale Diskurs. wie er hier charakterisiert ist, stellt das Ideal dar. an dem sich 
Diskurse in der Realität messen lassen müssen. Die Notwendigkeit solcher Diskurse. gerade im 
Bereich der Risikopolitik. ergibt sich aus der Problematik, daß kollektive Entscheidungen in im­
mer stärkerem Maße globale Konsequenzen haben. unser Wissen über diese Wlrlrungszusammen­
hänge immer komplexer und spezialisierter wird und gleichzeitig die von Entscheidungen Betroffe­
nen Mitspracherechte an der Gestaltung ihrer Lebenswelt einfordern (Beck 1986; Fiorino 1989). 
Wissen ohne Partizipation verletzt das Grundrecht eines fairen Interessenausgleichs zwischen den 
verschiedenen Parteien; Partizipation ohne Wissen führt zum Diletantismus und damit zu Hand­
lungsfolgen. die sich niemand wünschen kann. Der rationale Diskurs versucht beiden gerecht zu 
werden: die Handlungsfolgen müssen rational durchdacht und die damit verbundenen Interessen 
fair ausgehandelt werden. 

Welche sind aber die Vorraussetzungen und Bedingungen. damit ein rationaler Diskurs zustande­
kommt und damit er erfolgreich. d.h. mit einem tragflihigen Kompromiß. abgeschlossen werden 
kann? Aufgrund eigener Erfahrungen (Renn u.a. 1985) und entsprechenden Hinweisen in der Li­
teratur (cf. McCarthy 1975; Habermas 1984; Kemp 1985; Bacow and Wheeler 1984. pp. 190-
194; Luhmann 1986; Bums and Überhorst 1988; Fiorino 1990) läßt sich der Einatz des ranonalen 
Diskurses an folgende Bedingungen knüpfen: 

(1) Zeit: Ein Diskurs kann nicht innerhalb einer Woche odcreines Monates abgeschlossen sein. 
Die Vorbereitung und die Durchführung verlangen längere Zeiträume. so daß Verhandlungen ohne 
allzu großen Zeitdruck stattfinden können. Diese Voraussetzung macht deutlich. daß nicht alle 
risikobezogenen Entscheidungen durch Diskurs gefällt werden können (etwa im Falle einer 
dringend gebotenen Notfallschutzmaßnahme). Gleichzeitig aber drängt das politische System 
häufig auf schnelle Entscheidungen. ohne daß es dafilr einen ausreichenden Grund gibt. Allzuoft 
wird die Umsetzung solcher schnellen Entscheidungen dann aufgrund von Protesten und Wider­
ständen der betroffenen Bevölkerung über wesentlich längere Zeiträume verzögert, als es bei einer 
langsameren Entscheidungsfmdung unter Einbeziehung eines Diskurses der Fall gewesen wäre 
(Kasperson 1986). 
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(2) Offenheit des Verhandlungsergebnisses: Ein 0isIrurs wird niemals sein Ziel en:ichen, wenn 
eine der beteiligten Paneien ihre vorab getroffene EntsCheidung an die anderen Parteien ·verkau­
fen" will. Niemand verlangt. daß die Paneien bereit sein müssen, ihre Meinung oder Einstellung 
zu bestimmten Fragen aufgrund der Kommunikation zu ändern (obwohl die BereitsChaft dazu 
sicherlich hilfreich ist), aber alle Paneien müssen sich bereit erklären, auf ihre ptäferiene Hand­
lungsoption zugunsten einer anderen Option zu verzichten, sofern diese Option besser als alle 
anderen Optionen die Interessen und Wene aller beteiligten Parteien widerspiegelt. Die eigene 
Präferenz für eine Handlungsoption steht also immer zur Disposition. Wenn dies aus rechtlichen 
oder anderen Gründen für eine der Paneien ausgeschlossen ist, dann sollte man auf den Diskurs 
lieber verzichten und eine andere Form der Risikokommunikation wählen (etwa ein Hearing oder 
eine lnformationsveranstaltung). 

(3) Gleiche RechJejür alle am Diskurs beteiligten Parteien: Ein Diskurs lebt von der künstlichen 
Schaffung eines herrschaftsfreien Raumes (Habermas 1984). Außerhalb des Diskurses bestehen 
selbstverständlich hierarchische Beziehungen und unterschiedliche Zuständigkeiten, Kompetenzen 
und Machtvemältnisse. Ob diese immer gerechtfertigt sind oder nicht, spielt hier keine Rolle. Der 
Diskurs kann diese Struktur nicht auflösen, seine eigene Macht, d.h. die Bindungskraft seiner 
Empfehlungen, wird sich der rechtlichen und politischen Realität anpassen müssen. Der legitimier­
te EntsCheidungsträger kann das Ergebnis des Diskurses ignorieren, als Empfehlung einbeziehen 
oder in Gänze übernehmen, je nach dem. wie die EntsCheidungsbefugnis strukturien ist und wie 
stark sich externer politischer Druck zugunsten der Diskurs-Empfehlung artikuliert. Der Diskurs 
selbst ist aber an die interne Regelung der strikten Egalität gebunden. Keine Panei, mag sie in der 
politischen Realität auch noch so mächtig sein, kann im Diskurs Privilegien oder Sonderrechte be­
anspruchen. Wie jeder anderen Panei, steht es ihr frei, den Diskurs zu verlassen, aber sie kann 
und darf die Spielregeln nicht verändern. 

(4) Bereitschaft zum Lernen: Alle Paneien müssen bereit sein, von den Argumenten und Evi­
denznachweisen anderer Paneien zu lernen und gegebenenfalls ihre Haltung zu überdenken. Das 
bedeutet nicht, wie bereits angeklungen, daß einzelne Paneien ihre Präferenzen, Interessen oder 
Wene zur Disposition stellen müssen, sondern nur, daß sie bereit sind, die von ihnen vorgenom­
menen Verknüpfungen zwischen Handlungsoptionen und Wenen im Lichte neuer Erkenntnisse zu 
kmrigieren. Dazu sind drei Voraussetzungen zu erfüllen: 

- die Anerkennung, daß es mehrere legitime Typen von Wissen gibt, die bei der Aufstellung 
und Beuneilung des Faktenwissens eine Rolle spielen (etwa das Erfahrungswissen der Be­
völkerung); 

- die Anerkennung, daß es mehr als eine rationale An gibt, aus gegebenem Faktenwissen 
Handlungsoptionen auszuwählen; 

- die Anerkennung, daß es bei aller Pluralität von Wissen und Rationalitäten universell gültige 
Regeln des Argumentierens und Schließens gibt, die für alle Parteien verbindlich sein müs­
sen (etwa die Forderung nach Konsistenz innerhalb des eigenen Wissenstyps). 

(5) Auflösung angeblich irralionaler Argumentlllicnsformen: Eng verbunden mit der Forderung 
nach Lembereitschaft ist die Notwendigkeit, scheinbar irrationale Kommunikationsinhalte in ratio­
nale Argumente zu überflihren. Das gilt zunächst flir die gegenseitige Anerkennung von Wissen. 
Das anekdotische Wissen der Bevölkerung wird von Expencn häufig als irrelevant oder sogar irra­
tional abqualifiziert, während viele interessengrUppen das systematische und auf Generalisierun­
gen beruhende Expencnwissen als Ausdruck technokratischer Anoganz und als Gefilhllosigkeit 
gegenüber dem Einzelschicksal deuten. Erst wenn alle Paneien die argumentative Vorgehenswcise 
der jeweils anderen Panci anerkennen und zu verstehen suchen, wird ein fruchtbarer Dialog mög­
lich sein. 

Dies gilt in noch stärkerem Maße für Geflihlsäußerungen. AusdrUcke wie: "Ich habe einfach Angst 
davor." oder: "Mir wird schon nichts passieren." sind keine Indikatoren für Verletzungen von 
argumentativen Regeln, sondern verdichtete Formen von Argumcntationszusammenhängen, die 
sich in Bildern oder emotionsgeladenen, oft in ihrer Bedeutung unscharfen Begriffen zutreffender 
und schneller ausdrucken lassen als in logisch aufgebauten Argumenten. Es wäre fatal für den 
Diskurs und auch meist kontraproduktiv fUr eine rationale Entscheidung, diese gefühlsmäßigen 
Reaktionen zu ignorieren oder sogar lächerlich zu machen. Gleichzeitig sind sie aber in der Form, 
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in der sie geäußert werden, unbrauchbar fllr den Diskurs, weil sie in der Regel nur dichotome 
Lösungen erlauben (Angst führt zur Verneinung, die Verdrängung der eigenen Verwundbarkeit 
zur Bejahung von Risiken). Kompromisse erfordern aber "Grautöne" , also Zwischenlösungen 
zwischen den Extremen. Der Diskurs hat demgemäß die Aufgabe, die gefühlsmäßigen Reaktionen 
in argumentative, d.h. ~ompromi.ßermöglichende und kommunikationsfähige Elemente zu über­
setzen. Wie bei jeder Übersetzung, gehen dabei Bedeutungskomponenten verloren, aber dieser 
Preis ist unvermeidbar. 

Die Differenzierung der Ursachen für Gefühle, die Identifizierung der Elemente einer Risilcoquelle, 
die solche Geftihle auslöst, die Entschlüsselung von Assoziationen, die bei der Enstehung des Ge­
fühls beteiligt sind, und das Aufdecken von Zusammenhängen zwischen Objekten und ihren sym­
bolischen Bedeutungen sind wichtige Aufgaben, die innerhalb des Diskurses bewältigt werden 
müssen. Zweckmäßig ist dabei, diese Übersetzungsarbeit durch psychologische Fachkräfte in 
Klausursitzungen mit den jeweils betroffenen Parteien (also nicht im Plenum) durchführen zu las­
sen. Die Übersetzung ist aber allein eine Angelegenheit der jeweiligen Partei, die psychologische 
Beratung bietet dazu nur eine Hilfestellung an und darf in keinem Fall zum Eindruck einer Ent­
mündigung durch professionalisierte Experten ftihren. 

(6) Demoralisierng von Positionen und Parteien: Alle beteiligten Parteien in einem Dislrurs soll­
ten sich von vorneherein darauf einigen, auf die Moralisierung von Positionen (etwa: ''Wer solch 
ein Risiko propagiert, kann nur ein zynischer oder ignoranter Mensch sein.") und von Parteien 
("Umweltschützer sind doch alles Chaoten" oder "Ingenieure sind rücksichtslose Macher.") zu 
verzichten. Der Verzicht auf Moralisicrung hat eine Reihe von Vorteilen: 

- ähnlich wie Geftihlsäußcrungen verhindern Moralisierungen die Möglichlceit einer Kompro­
mißfindung. Etwas kann nicht 30% gut und 70% böse sein. Das moralische Urteil ist meist 
kategorisch und schließt ein Nachgeben gegenüber der angeblich unmoralischen Partei aus. 
Gegenseitige Moralisierung verminden unnötig den Verhandlungs spielraum und macht 
Einigungen meist unmöglich (Scheuch 1980; Renn 1986). 

- Moralisierung verbinden die Auflösung von vermeintlichen Irrationalitäten und fühn zu einer 
unnötigen Emotionalisierung der Diskussion. Emotionen sin~ wichtige Bestandteile von Dis­
kursen; sie bedürfen jedoch der Übersetzung. Eine solche Übersetzung macht Parteien oft 
verwundbar und wird erst gar nicht vorgenommen, wenn eine Panei unter moralischem 
Rechtfertigungsdruck steht 

- Moralisierung verlcleistert Verstöße gegen die Argumentationsregeln und vertuscht mangeln­
de Evidenz für Behauptungen oder Forderungen. Wer moralisiert, kommt meist ohne Sach­
wissen aus. Wer etwa behauptet, Unternehmer seien profitsüchtige Hazardeure, denen ein 
Menschenleben nichts wert sei, braucht erst gar nicht nachzuweisen, daß eine konkrete Akti­
vität dieser Gruppe wirklich zu unzumutbaren Risiken führt Es ist selbst evident Wer be­
hauptet, Umweltschützer seien verkappte Kommunisten, die den Staat stürzen wollen, 
braucht sich auf die Diskussion um wirkliche Umweltbelastungen gar nicht erst einzulassen, 
weil es den Umweltschützem ja angeblich darum gar nicht gehe, sondern um die Zerstörung 
des Staatswesens. Beide Beispiele zeigen, daß die integrative Kraft der Evidenz verloren 
geht, wenn Positionen oder Paneien mit moralischen Uneilen oder sogar "Veruneilungen" 
verknüpft werden. 

Moralisierung ist eine attraktive Strategie in der öffentlichen Auseinandersetzung und führt oft zu 
politischen Erfolgen. Da aber jede Panei über ein Arsenal möglicher Moralisierungen verfügt und 
damit potentiell dem Verbandlungsgegner Schaden zufügen kann,liegt eine Einigung vor Beginn 
des Diskurses meist im Interesse aller Parteien. Dies gilt in der Regel nur für den geschlossenen 
Diskurs, während etwa bei WahlIcämpfenjede Seite glaubt, die unbeteiligte Bevöllcerung, zumin­
dest aber die eigene Klientel durch Moralisierung für die eigenen Belange mobilisieren :m können. 

Der Verzicht auf Moralisierung bedeutet aber keineswegs, daß man Argumente nicht nach morali­
schen Kategorien bewerten dürfe oder man ethische Argumente auszuschließen müßte; im Gegen­
teil: ohne ethische Bewertung von Optionen würde eine wichtige Komponente der Evaluation feh­
len. Was vermieden werden soll, ist vielmehr die moralische Veruneilung von Paneien und deren 
Positionen im Diskurs. 
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Inwieweit die Bedingungen für einen rationalen Diskurs crfillIt werden können. hängt von situati­
ven und thcmcnbczogenen Faktoren ab. Wenn der legitimicnc Entscheidungsttägcr keine Notwen­
digkeit für einen Diskurs sieht oder eine der relevanten Parteien sich dem Diskurs verweiBen. dann 
ist offenkundig diese Fonn der Kommunikation nicht möglich. Aber selbst wenn man einmal da­
von ausgeht, daß alle Parteien. einschließlich der rechtlich legitimicncn Entscheidungsinstanzen 
zum Diskurs bereit und guten Willens sind. so gibt es eine Reihe von weiteren HUrden zu über­
winden. die den Erfolg des Diskurses infrage stellen. Einige dieser HUrden. die sich vor allem im 
Bereich der Risikoproblcmati.k stellen, sollen im folgenden erläutert werden. 

(1) die Rationalitäts/alle: Die Kompromißfähigkcit von Themen ist an drei Bedingungen gebun­
den: erstens müssen genügend Lösungen zwischen den Extremen (ja oder nein) vorhanden sein 
bez. geschaffen werden. zweitens muß es gemeinsam anerkannte Regeln geben, um die Evidenz 
von Sachaussagen und Forderungen zu überprüfen und drittens müsscn alle Parteien das Gebot 
der Fairness anerkennen. Bei Risiko-Diskursen ist die erste Bedingung meist gegeben. Es ist gera­
dezu das Verdienst der Risikowisscnschaften. Entscheidungen über die Zumutbarkeit von Risiken 
aus der dcrtcnninistischen "ja" versus "nein" Betrachtung in eine Entscheidungssituation mit einer 
Unzahl von Optionen der graduellen Risikovcrminderung überfUhrt zu haben. 

Bei der zweiten Bedingung tritt allerdings eine Besonderheit der Risikothcmatik auf: Wenn es auch 
klare Regeln flir die Messung und Behandlung stochastischer Phänomene gibt. so liegt es in der 
Natur der Stochastik, daß sich daraus sehr unterschiedliche. oft sogar diametral entgegengesetzte 
Forderungen ergeben. sclbst wenn alle Parteien identische Interessen und gleiche Zielvorstellun­
gen (etwa Risikominimierung) haben. Die Tatsache. daß ein Ereignis im Durchschnitt einmal in 
tausend Jahren zu erwanen ist, sagt bekanntlich nichts über den Zeitpunkt aus. an dem das Ereig­
nis wirklich stattfinden wird. Es kann morgen oder auch erst in zehntausend Jahren eintreffen. 
Habe ich zwei Handlungsoptionen. bei denen das gleiche unerwünschte Ereignis mit unterschiedli­
cher Wahrscheinlichkeit eintrifft, dann ist die Folgerung flir eine Entscheidung unter Unsicherheit 
eindeutig: Jeder rational denkende Mensch würde sich flir die Handlungsoption mit der geringeren 
Eintrittswahrscheinlichkeit entscheiden. Hätte ich etwa beim russischen Roulette die Wahl zwi­
schen einem Revolver mit einer Kugel oder mit zwei Kugeln. dann ist offenkundig das Spiel mit 
der einen Kugel weniger risikorcich. 

Die überwiegende Zahl der realen Entscheidungen unter Risiko ist jedoch komplizierter: Bei vielen 
Risikoquellen sind die Verluste um so großer. je unwahrscheinlicher das Ereignis ist. Habe ich 
wiederum zwei Handlungsoptioncn. diesmal eine Option A mit einer gleich bleibenden Verlustrate 
pro Zeiteinheit ohne Katastrophcnpotential und eine andere Option B mit einer im Durchschnitt ge­
ringeren. aber zeitlich variablen Verlustrate. bei der Katastrophen möglich. wenn auch sehr un­
wahrscheinlich sind. dann gibt es keine eindeutige Entscheidungsregel. die mir vorschreibt, wel­
che der beiden Optionen ich wählen soll. Ich kann beispielsweise das MAXIMIN-Prinzip anwen­
den und den maximalen Schaden minimieren, d.h. ich wähle Option A. da dort keine Katastrophe 
möglich ist. Wähle ich diese Option aber. so bedeutet das implizit. daß ich bereit bin. im Schnitt 
mehr Menschenleben zu opfern als unbedingt notwendig (denn Option B hat eine durchschnittlich 
niedrigere Verlustrate). Folge ich dagegen dem Prinzip der Nutzcrunaximierung (expcctcd utility 
concept) und minimiere meine durchschnitlichen Nutzcnverluste. dann muß ich Option B wählen. 
da dort im Schnitt weniger Menschen ums Leben konunen. Mit dieser Wahl schließe ich aber aus­
drücklich die Möglichkeit einer großen Katastrophe ein. bei der viele Menschen auf einmal sterben 
würden. Beide Handlungsoptionen sind rational begriindbar. obwohl sie aufgrund identischen 
Faktenwissens und Zielorienticrung zustande gekommen sind. 

Diese Überlegungen lassen sich noch weiter verfolgen. wenn man zusätzlich Konfidenzintcrvalle 
(wie behandele ich Risiken mit gleichem Erwartungswen. aber unterschiedlicher Varianz der mög­
lichen Handlungsfolgc:n?) oder wenn man zur Beurteilung noch Covarianzen und Intcraktionsef­
fekle mit anderen Risikoquellen (wie etwa in der Portfoliothcorie des Aktienmarktcs) einbezieht 
Dann erweiten sich die Bandbreite rational begriindbarcr Auswahlstrategien, und eine Einigung 
auf eine Strategie ist schwierig zu erzielen. Aufgrund der Charakteristika stochastischer Phänome­
ne reicht also eine Einigung über Faktenwissen und Kongruenz von Zielen nicht aus. um Hand­
lungsoptionen eindeutig zu bestimmen. Als zusätzliches Moment kommt die Risikobcrcitschaft, 
d.h. die Aversion gegen oder Vorliebe flir unwahrscheinliche. aber katastrophale Ereignisse mit 
ins Spiel. 
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Sind auch die Fakten umstritten und liegen unterschiedliche Zielvorstellungen vor, dann ist die 
Einigung auf eine Handlungsoption noch wesentlich problematischer, da die Risikobereitschaft als 
zusätzliche Variable die Bewertung von Optionen beeinflußt In Risikodislrursen ist es deshalb 
angebracht, die unterschiedlichen Konßikttypen (Fakten, Ziele, Interessen und auch Risikobereit­
schaft) gettennt zu behandeln und nacheinander abzuarbeiten (von Winterfeldt und Edwards 
1986). 

(2) die Peneptionsschere: Nur bei wenigen öffentlichen Themen liegen die Bewertungen der 
Akzeptabilität von Handlungsoptionen zwischen der überwiegenden Anzahl der Experten und dem 
Gros der Bevölkerung weiter auseinander als bei Optionen, bei denen Risiken filr Gesundheit und 
Leben bestehen. Während Expenen meist das Prinzip der Nutzenmaximierung bei der Auswahl 
von Handlungsoptionen bevorzugen, reagieren die meisten Menschen eher risikoaversiv, sobald 
eine Handlungsoption ein erkennbar hohes Katastrophenpotential umfaßt Damit nicht genug: Ex­
perten bewenen Risiken ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der möglichen Verluste, während 
die Bevölkerung Risiken unterschiedlich beurteilt, je nach dem, in welchem Kontext sie auftreten 
(Slovic u.a. 1981; Slovic 1987). 

Die intuitive Risikobewertung erfolgt vor allem nach den folgenden fünf semantischen Mustern 
(Renn 1990): 

- Risilw als Danwlclesschwert: Das Verständnis von Risiko als Damoklesschwen wird mit 
Gefahren assoziien. die außerhalb der persönlichen Kontrolle und Einflußmöglichkeiten 
eines jeden Individuums liegen, die von Dritten verursacht und verwaltet werden, die zur je­
den Zeit eintteffen können und die in einem solchen Falle keine wirlcsame Gefahrenabwehr 
erlauben. Dabei wird die Zufälligkeit des Gefahreneintritts als besonders schwerwiegend be­
trachtet, weil man sich nicht auf den Katastrophenfall einrichten und vorbereiten kann. Wie 
wahrscheinlich ein solches Ereignis ist, hat dagegen nur eine untergeordnete Bedeutung in 
der intutiven Bewenung. Offenkundig steht dieses Risikokonzept in Konflikt zum Risiko­
verständnis der Risiko-Expenen, die W~heinlichkeit und Ausmaß der Konsequenzen 
gleich gewichten und den Kontext der Ubemahme nicht in ihre Risikoformel integrieren. 
Beispiele ftlr das Risikokonzept des Damoklesschwenes sind großtechnische Einrichtungen, 
vor allem Kernkraftwerke. 

- Risilw als schleichende Gefahr: Dieses Verständnis von Risiko beruht auf der Vorstellung, 
daß unbekannte Gefahren durch den Menschen geschaffen wurden, die sich nur durch syste­
matische Erforschung identifzieren lassen, aber häufig genug unentdeckt bleiben (Spitze des 
Eisbergs). Hierunter fallen etwa Risiken durch Lebensmittelzusätze, durch chemische Sub­
stanzen in Luft und Wasser und Verseuchung von Boden und Gewässern. Als Konsequenz 
dieses Risikokonzeptes vermuten Menschen hinter jeder unerklärbaren Krankheit oder jedem 
unvermuteten SchicksaIschlag das Wirken einer schleichenden Gefahr. Während die meisten 
Experten z.B. Umweltbelastungen nur ftlr einen geringen Teil des Krebsrisikos verantwon­
lich machen, bilden viele Menschen auf grund der gestiegenen Krebsraten, vor allem aber 
dann, wenn sie selbst oder einer ihrer Angehörigen betroffen sind, einen kausalen Zusam­
menhang zwischen den Umweltbelastungen und dem Auftteten der meist todbringenden 
Krankheit 

- Risilw als Glilc/csspiel: Dieses Verständnis von Risiko kommt dem Risikokonzept der Ex­
perten insoweit entgegen, als beide Komponenten, Wahrscheinlichkeit und Ausmaß der 
Konsequenzen, mit bedacht werden. Allerdings ist es auf monetäre Risiken beschränkt und 
wird selten zur Bewenung technischer Risiken benutzt. Aber selbst bei Glücksspielen 
vermuten vielen Menschen systematische Abweichungen vom Zufallskonzept, etwa beim 
Glauben an die Wirksamkeit magischer Zahlen oder bei der Vermutung einer ausgleichenden 
Gerechtigkeit in Lotterien. 

- Risilw als Naturereignis: Hier werden Risiken als unabwendbare, in regelmäßigen 
Zeitabschnitten wiederkehrende Katastrophen angesehen, die man zwar beklagen, aber nicht 
verändern kann. Anders als beim "Risiko als Damoklesschwen" wird das Naturereignis 
nicht als eine jederzeit einttetbare Bedrohung wahrgenommen, sondern vielmehr als ein 
periodisches Ereignis, das bestimmten Zeitmustem folgt Auch hier sind die meisten Exper­
ten anderer Meinung; sie halten viele angebliche Naturereignisse ftlr zivilisatorisch verur­
sacht oder sehen zumindest das Schadensausmaß durch menschliche Aktivitäten verschlim­
men (etwa Siedlungen in Überschwemmungsgebieten). Außerdem benutzen sie in der Re­
gel für die Vorhersage von technischen wie natürlichen Katastrophen die gleichen mathema-
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tischen Konzepte der Probabilistik; die Wahrnehmung eines Regelmaßes, so wie es die Be­
völkerung bei Naturkatastrophen vornimmt. lehnen die meisten Experten für die überwie­
gende Anzahl der natürlichen Katastrophen ab. 

- Risiko als Freizeitspaß: Ist ein Risiko freiwillig übernommen, kann man es selber steuern 
und läßt es sich zeitlich begrenzen, dann kann Risiko auch als "Nervenkitzel" dienen. In die­
sem Verständnis von Risiko ist das Ausprobieren der eigenen Kräfte, also die Befriedigung, 
eine gefährliche Situation gemeistert zu haben, ein wesentliches Motiv für die Risikoüber­
nahme. Während der analytische Risikobegriff der Experten zwischen erwünschtem Nerven­
kitzel und uncrwUnschtem Erleiden eines Riskos keinen Unterschied macht. liegen in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung Welten zwischen diesen beiden Erlebnishori7.0nten. Der bei 
Kernkraftbefllrwonern so beliebte Vergleich zwischen dem Risiko des Skifahrens und des 
Wohnens neben einem Kernkraftwerk erntet in der Regel nur Unverständnis oder sogar 
Hohngelächter von Seiten der Bevölkerung. An dieser Stelle wird die Kontextabhängigkeit 
des Risikobegriffes in der Bevölkerung besonders deutlich. 

Nimmt man diese flinf Risikokonzepte als Maßstab für das intuitive Verständnis von Risiken, so 
wird deutlich, warum die Experten mit ihrem analytischen Risikobegriff so schwer in der öffentli­
chen Meinung Fuß fassen können. Der analytische Risikobegriffliegt zum großen Teil diametral 
zur intuitiven Risikowahrnehmung. Für den rationalen Diskurs ist aber der Dialog zwischen den 
Risikoexpenen und den anderen Diskursteilnehmern unabdingbar. Es wird nur gelingen, diese 
unterschiedlichen Konzepte von Risiken zusammenzubringen, wenn Experten auf der einen Seite 
die intuitiven Risikokonzepte als eine Form der Bewältigung von Gefahren im Alltag akzeptieren 
(ohne sie dabei als normative Richtschnur für kollektive Entscheidungen anzuerkennen) und die 
anderen Diskursteilnehmer die Logik und Aussagekraft des analytischen Risikobegriffs anerken­
nen (ohne aber den Anspruch auf ihre Auschließlichkeit gelten zu lassen). 

(3) Abschonung kulturell verfestigter Gruppen inner/ullb der Gesellschaft: Das Zustandekom­
men eines Diskurses zwischen den Parteien setzt die Bereitschaft zum Dialog und ein Minimum an 
konsensualen Werten und Zielen voraus. Kulturanthropolgische Studien über soziolculturelle 
Gruppierungen in modernen Gesellschaften haben allerdings zu der Hypothese geführt. daß sich 
in der Gesellschaft Gruppen mit bestimmten Werthierarchien und Lebenstilen gebildet haben, die 
weder den Wunsch haben, miteinander zu kommunizieren, noch über kommunikative Instrumente 
verfugen, um sich gegenseitig verständlich zu machen. Diese Dialogunfähigkeit wird auch und 
gerade im Bereich der Risikopolitik diagnostiziert (Douglas und Wildavski 1982; Douglas 1985; 
Rayner 1987). Dabei werden zwischen zwei und fünf unterschiedlichen kulturellen Gruppen 
unterschieden. 

Für die Erklärung sozialer Reaktionen zu RisikoqueUen sind zwei Gruppen von entscheidender 
Bedeutung: die sogenannten "Entrepreneurs", für die Risiken notwendige Kosten rur die weitere 
Entwicklung und Verbesserung der Lebensqualität darstellen, und die sogenannten "Gleichma­
cher" (im englischen "Egalitarians" oder "Sectarians" genannt), die darauf bestehen, daß eine 
Gesellschaft ein möglichst hohes und gleiches Sicherbeitsniveau für alle bereitstellen soll, selbst 
wenn dies auf Kosten von Wohlstand und wirtschaftlicher Entwicklung gehl Die erste Gruppe 
sieht technische Innovation als wesentlichen Garanten des sozialen Fortschritts an, während die 
zweite Gruppe die mit Innovationen verbundene Unsicherheit als sozial unveIträglich ansieht. s0-
lange die Folgen nicht klar abzuschätzen sind. Gleichzeitig bedienen sich die "Entrepreneurs" be­
vorzugt analytischer Methoden: Komplexe Probleme lassen sich ihrer Ansicht nach durch die Auf­
gliederung in einfache Probleme und ihrer späteren Aggregation zufrieden stellend lösen. Die 
Gruppe der "Gleichmacher" bevorzugt dagegen holistische Methoden, um komplexe Probleme in 
ihrer Ganzheit zu betrachten und wenn möglich zu lösen. Unter diesen Voraussetzungen ist es 
nicht verwunderlich, daß komplexe technische Systeme für die Gruppe der "Entrepreneurs" eine 
persönliche und soziale Herausforderung darstellen, deren erfolgreiche Bewältigung persönliche 
Befriedigung und im sozialen Kontext internationales Prestige einbringt, während die gleichen Sy­
steme fllr "Gleichmacher" zu unüberschaubaren Problemen und zur wahrgenommenen Überforde­
rung sozialer Kontrollsysteme fUhren. 

Neben diesen heiden klassischen Antagonisten gibt es eine Reihe von Mischgruppen, die sich alle 
in ein Koordinatensystem einordnen lassen, das auf der vertikalen Achse den Grad der Hicran:hi­
sierung von Sozial beziehungen und auf der horizontalen Achse den Grad des Gebundenseins an 
die jeweilige Bezugsgruppe (damit implizit auch die Geschlossenheit dieser Gruppe gegenüber 
Außenstehenden) wiedergibl Bild I illustriert dieses Koordinatensystem und lokalisiert die ver-
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schiedenen kuturellen Gruppen innerhalb dieses Bezugsrahmens (in Anlehnung an Thompson 
1980). Die "Entrepreneurs" sind durch negative Hierarchisienmg und offene Gruppenbeziehungen 
gekennzeichnet, während die "Gleichmacher" zwar auch Hierarchie ablehnen, sich aber ihrer 
Gruppe stark zugehörig fühlen. Von daher stufen sie alle Personen innerhalb ihrer Gruppe als 
gleichwertig ein. Hohe Gruppenkohärenz und Hierarchie sind typisch für die Gruppe der "BUm­
kraten", die ihr Leben an Regeln und Traditionen orientieren und institutionelle Kompetenz über 
personale Urteilskraft setzen. Innerhalb dieser Gruppe werden Risiken dann als akzeptabel einge­
stuft. wenn es hinreichende institutionell verfestigte Routinen gibt, diese Risiken zu bestimmen 
und zu kontrollieren. Den "Gleichmachern" gegenübergestellt sind die Einzelgänger, häufig Fata­
listen und Entwurzelte, die an Hierarchie festhalten und autoritätsgläubig sind, sich aber keiner 
sinngebenden Gruppe zugehörig fühlen. Sie schwanken entweder zwischen verschiedenen 
sinnvermittelnden Gruppen hin und her oder glauben an verborgene Mächte, die ihr Schicksal be­
stimmen. Ihre Reaktionen auf Risiken sind nicht eindeutig vorherzusagen: Einerseits neigen sie 
dazu, Risiken als "gott-gegeben" hinzunehmen; andererseits lassen sie sich leicht durch populisti­
sche Ansprache politisch mobilisieren. 

Das Leben ist eine Lotterie: 
Risiken sind unvenneidbar; 
man muß nur Glück haben 

Risiken sind dann akzepta. 
beI. wenn Institutionen sie 
sicher unter Kontrolle haben 

Bild 1: Risikokonzepte der fünf kulturellen Grundtypen 

Neben diesen vier Feldern der Matrix hat Thompson noch die Gruppe der Autonomen oder Hermi­
ten um den Nullpunkt herum lokalisien (Thompson 1980). Diese Gruppe ist durch Selbstzufrie­
denheit und situationsbezogene Verpflichtung gegenüber verschiedenen Gruppen und hierarchi­
schen Ansprüchen gekennzeichnet Seiner Ansicht nach ist diese Gruppe am schwierigsten für 
Risikothemen zu mobilisieren. Allerdings erscheint mir, daß gerade diese Gruppe eine wichtige 
Funktion als Vermittlerin zwischen den anderen Gruppen ausüben kann, da sie die Argumenta­
tionszusammenhänge der anderen Gruppen nachvollziehen kann, ohne selbst in einem der vier 
kulturellen Mustern mental "gefangen" zu sein. 

Der kulturanthropologische Ansatz hat in den USA viel Anklang gefunden (Douglas 1985; 
Douglas and Wildavski 1982; Covello und Johnson 1987). Die intuitive Plausibilität dieses Erldä­
rungsmusters darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß ausreichende empirische Belege für 
diese Theorie bislang noch nicht erbracht werden konnten (Johnson 1987). Gleichzeitig halten 
Kritiker diesem Ansatz entgegen, daß die kulturellen Unterschiede zwischen den beiden Positionen 
niCht exklusiv auf verschiedene gesellschaftliche Gruppen veneilt sind, sondern je nach Rolle und 
sozialer Situation parallel in den meisten Individuen (zumindest in pluralistischen Gesellschaften) 
verankert sind (Johnson 1987). Ebenfalls ist die kultur-detenninistische Sichtweise dieses Ansat-
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zes kritisiert worden (Nelkin 1982). trotz dieser Bedenken läßt sich die kulturanthropologische 
Perspektive als wertvolle Ergänzung zu den Ergebnissen der Werte- und Einstellungsforschung 
sehen, da sie einen SinnzusannnenhaJIg zwischen den verschiedenen Weltbildern von Individuen 
konstruiert. 

Für die Frage der Risikokommunikation und des rationalen DiskUrses mag der kulturanthropologi­
sche Ansatz eine wichtige Erklärung dafür bieten, daß ein Dialog zwischen den fIlnf kulturellen 
Grupperierungen selten zustande kommt und daß pennanent aneinander vorbeigeredet wird, weil 
die Wahmelunungsmuster und Realitätsbilder der jeweiligen GnIppen nicht miteinander kompati­
bel sind. Zum Beispiel werden soziale Gruppen, die stärker denl "Gleichmacher"-PoI zugeordnet 
werden können, Ergebnisse einer auf Ziel-Mittel-Rationalität ausgerichteten Abwägung von Risi­
ken und Nutzen aus grundsätzlich methodischen Gesichtspu~~en ablehnen, während die den 
''Entrepreneurs'' nahestehenden GrupPen diese Kosten-Nutzen-Vberlegungen als selbstverständli­
che, nicht mehr zu hinterfragende Vorgehensweise bei der Beurteilung von Risiken betrachten und 
als Maßstab ihres eigenen Verhaltens sowie als Richtschnur für kollektive Entscheidungen akzep­
tieren. 

Allerdings erscheint mir der von einigen Kulturanthropologen postuliene Anspruch der Aus­
schließlichkeit der GruppenzugehÖ~gkeit weder empirisch nachweisbar, noch theoretisch schlüs­
sig begrundbar zu sein. Durch die Ubemahme unterschiedlicher Rollen und die Existenz zum Teil 
gegensätzlicher sozialer Erwanungen in unterschiedlichen sozialen Situationen (etwa zwischen 
Arbeitsplatz, Freizeitgestaltung, Familie, Religionsausübung und kommunalen Verpflichtungen) 
sowie durch die Betonung multikulturellen Lernens werden auch in modernen Gesell~haften 
Brücken zwischen den soziokulturellen Gruppierungen geschlagen und Dialogbereitschaft gefOr­
den. Nicht zuletzt kann die menschliche Fähigkeit zur Empathie, also der Identiflkation mit dem 
Anderen, als Strategie zur Diskursfllhrung eingesetzt werden. Die Abschottung in kulturell autono­
me Gruppierungen ist sicherlich ein schwerwiegendes Hindernis auf dem Weg zu einem rationalen 
Diskurs, aber sie macht das Zustandekommen eines solchen Diskurses nicht unmöglich. 

(4) Strategische Ziele der Ressourcenmobilisierung in der Risiko-Arena: Über die unte~hiedli­
chen kulturellen Werte und Ziele der jeweiligen Paneien hinaus IIlÖgen die potentiellen Teilnehmer 
den Diskurs und die soziale AuseinaJIdersetzung um Risiken als eine Strategie ansehen, um ihre 
Machtposition auszubauen und den Konflikt zu ihren Gunsten zu entscheiden. StellI man sich den 
Konflikt um die Zumutbarkeit eines Risikos als eine Arena vor, in der unterschiedliche Parteien für 
ihre Interessen streiten, dann kommt es in diesem Konflikt darauf an, Punkte zu sammeln und den 
Gegner zu schwächen. Die soziale Ressourcentheorie geht dabei davon aus, daß Akteure in der 
Gesellschaft nur dann Punkte sammeln können, wenn sie mehr soziale Ressourcen mobilisieren 
kann als konkurrierende Gruppen (Mc Adam u.a. 1988; Zald 1988). Dabei können die Ressour­
cen selber das Ziel sein (etwa Macht oder Geld), sie können aber auch nur Mittel sein (etwa Geld, 
um die Armut zu bekämpfen). Was in einer Gesellschaft als Ressourcen zu bezeichnen sind, ist in 
der soziologischen Literatur umstritten (Coser 1967, S.289ff; Parsons 1969, S. 399; deutsche 
Fassung 1976, S. 302; Luhmann 1982, S. 175; Münch 1982, S. 103). In Anlehnung an Coser 
und Parsons unterschiede ich fIlnf Typen von generallsienen Ressourcen: 

- Geld: Damit kann man für sich oder die Mitglieder der Gruppe, die man repräsentiert, einen 
Anteil an der gesellschaftlich erwirtschafteten Produktion sichern. 

- Macht: Im Sinne von Max Weber bedeutet Macht die Möglichkeit, andere zu Handlungen 
notfalls gegen deren Willen anzuhalten. Je mehr Macht man hat, desto eher kann man seine 
Ziele durchsetzen. 

- Sozialprestige: Anerkennung durch die Gesellschaft ist ein wesentlicher Motivator flir sozia­
les Handeln. Soziale Anerkennung kann rein symbolischer Natur sein, etwa durch die Ver­
leihung von Orden. Gesellschaftliche Reputation verleiht Einfluß und zwingt oft die formal 
Mächtigen in Einzelfragen nachzugeben. 

- Kulturelle Wenverpjlichlung: Positionen in politischen und sozialen Streitfragen sind häu­
fig durch kulturelle Wene und Weltbilder vorbestimmt Wenverpflichtungen als Form sozia­
I.~r Unterstützung beruhen auf Sympathie mit den Zielen und Wenen der jeweiligen Gruppe. 
AhnIich wie Prestige schafft Sympathie Unterstützung fIir die eigene Position und damit 
Druck auf die Entscheidungsträger, die Interessen der entsprechenden Gruppe zu berück­
sichtigen. Der Erwerb von Wertverpflichtungen ist durch Sinnvermittlung und Vertrauen 
möglich. 
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- Evidenz: Das Wissen einer Gruppe, durch evidente Beweisführung auf die Folgen der eige­
nen Handlungen oder der Handlungen konkurrierender Gruppen hinzuweisen, spielt in m0-
demen Gesellschaften eine besondere Rolle in der Entscheidung sozialer Konfliktflille. Je 
mehr intersubjektiv legitimierbare Evidenz fiir die Aussagen einer Gruppe besteht, desto eher 
werden andere (nicht am Konflikt beteiligte) Gruppen ihre soziale Unterstützung geben und 
je mehr werden konkurrierende Aussagen von anderen Gruppen in Zweifel gezogen. 

Bild 2 vermittelt einen Überblick über die fünf Ressourcen und ihre Wirksamkeit Die Ressource 
Geld wird überwiegend im ökonomischen Sektor verwendet, ist aber auch zur Verbesserung der 
Ressourcenlage in den anderen Sektoren prinzipiell einsatzfähig. Allerdings gibt es Grenzen, von 
denen an Geldtransfers als Bestechung oder als unfaires Beeinflussungsinstrument angesehen 
werden. Die Ressource Macht ist vorwiegend auf den Politikbereich bezogen, sie ist aber ebenso 
wie Geld auch in den anderen Sektoren zu verwenden. Ihr überzogener Einsatz kann jedoch Res­
sourcenverluste bei den anderen Ressourcentypen zufolge haben. Sozialprestige ist eine Res­
source, die durch soziale Auszeichnungen und soziale Reputation vermehrt werden kann. Bei 
IdentifIkation mit der sozialen Anerkennung erhält der Empfanger dieser Ressource soziale Unter­
stützung und unter Umständen einen höheren sozialen Status, der Sender kann im Gegenzug mit 
der Solidarität des Empflingers rechnen. 

Ressourcen Dominanter Medium Motivator Sektor 

Geld Okonomie Kapital- Okonomische 
transfer Anreize 

Macht Politik Gewalt Angst vor 
Autaität Strafe 

Sozial- Sozialsystem Reputation Solidarität 
prestige Auszeichnung Unterstützung 

Wertver- Kultur überzeugung Vertrauen 
pnichtung Sinn Geborgenheit 

Beweis Einsicht in 
Evidenz Wissenschaft erwartbare Wahrheit Konsequenzen 

Bild 2: Soziale Ressourcen: Sektoren, Medien und Motivatoren 

Ähnlich verhält es sich mit Wertverpflichtung. Durch Überzeugung und Sinnvermittlung fühlt sich 
der Empfänger der jeweiligen Gruppe verpflichtet und wird im Laufe der Zeit Vertrauen in den 
Sender entwickeln und im Gegenzug Geborgenheit innerhalb der Gruppe erhalten. Bedeutsam fiir 
die Risikodebatte ist vor allem die fiinfte Ressource: Evidenz. Durch festgelegte Regeln der Be­
weisführung und dem Anspruch der Wahrheit können Gruppen bei den Empflingem Einsicht in 
die Notwendigkeit bestimmter Handlungen erzeugen. Diese Einsicht beruht auf der Vorhersage 
von erwartbaren Konsequenzen, die mit verschiedenen Handlungsoptionen verbunden sind. 

In demokratisch-pluralistischen Gesellschaften benötigen Akteure mehr als einen Ressourcentyp 
zur erfolgreichen Durchsetzung ihrer Ziele. Weder Macht noch Geld alleine reichen aus, um sich 
im Konflikt zu behaupten. Deshalb sind beispielsweise staatliche Institutionen neben ihrer rechtlich 
gegebenen Macht zusätzlich auf Einsicht, Solidarität oder Vertrauen angewiesen. Sind diese drei 
Ressourcentypen nicht oder nur in begrenztem Umfang verfligbar, hilft nur noch der Eintausch 
von Macht gegen eines dieser anderen Ressourcen. Dieser Tauschvorgang ist nichts anderes als 
politische Partizipation: durch die begrenzte Vergabe von Macht versucht die entsprechende Insti­
tution, Vertrauen in ihre Leistungsfähigkeit oder Einsicht in die Notwendigkeiten zu erzeugen. 
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Der Austausch von Ressourcen und der Wettstreit um Vorteile findet einer politischen Arena statt 
(Kitschelt 1980; 1984; Diett et al. 1989). Die Metapher der politischen Arena läßt sich in Analogie 
zum mittelalterlichen Turnier veranschaulichen. In jedem Turnier treten Akteure auf, die nach vor­
her festgelegten Regeln mit Hilfe der ihnen zur Vcrf"tlgung stehenden Ressourcen um den Sieg 
wetteifern. Verletzungen der Regeln haben aber Sanktionen zufolge, die entweder von den betei­
ligten Schiedsrichtern, den anderen Mitspielern oder dem Publikum ausgehen. In politischen Are­
nen sind meist politische Institutionen, wie Genehmigungsbehörden oder Gerichte, mit der Funk­
tion des Schiedsrichters oder des Konfliktmanagers betraut; in manchen Fällen sind diese Institu­
tionen auch gleichzeitig Mitspieler. Die offiziellen Regeln der lConfliktaustragung sind meist im 
voraus den Spielern bekannt; dagegen werden die informellen Normen, nach denen andere Wett­
kämpfer und das Publikum das Verhalten der Wettspieler beurteilen, im sozialen Prozeß der Kon­
fliktaustragung gelernt 
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Bild 3: Graphische Repräsentation des Arena-Modells 

Legende: -+ Kommunikationsfluss -+ Soziale Mobilisierung 

~ .. 
~ 
&!tma-

lIllm.. 
~Q 

G:tfJl;Jl<> 
lJml 

~uOO~. 

GJ"Jl]>o 

[Iml 

In Bild 3 ist das Arena-Modell graphisch veranschaulicht Im Mittelpunkt, der Arena-Bühne, ste­
hen die direkt am Konflikt beteiligten Gruppen sowie die nir diese Arena typische Kontrollinstanz, 
die darauf zu achten hat, daß die Regeln der Arena eingehalten werden. Die Akteure tauschen in­
formationen untereinander aus und kommunizieren mit der Kontrollinstanz. Diese Kommunikation 
dient dem Ziel, die Problerndefinition eines jeden Akteurs in den Diskurs einzubringen und die je­
weiligen Zielvorstellungen (ob strategisch verbrämt oder nicht, spielt hier keine Rolle) zu artikulie­
ren. Die Außenwelt der Arena ist durch vier Gruppierungen repräsentiert: den professionellen Be­
richterstattern (in der Regel die Kommunikationsmedien), die politischen Interessengruppen, die 
nicht direkt am Konflikt beteiligten sozialen Institutionen und die allgemeine Öffentlichkeit. Zwi­
schen Bühne und Außenwelt finden zwei Prozesse statt: Kommunikation und Mobilisierung. 
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Der Zweck der Kommunikation ist die Mobilisierung von Ressourcen. Ist die Botschaft an eine 
bestimmte wertverwandte Gruppe gerichtet, so erhofft man sich Vertrauen und Unterstützung; ist 
die Botschaft auf Evidenz aufgebaut, so erhofft man die Einsicht der Betrachter in die Richtigkeit 
der geforderten Maßnahmen. Soziale Belohnungen und Versprechungen von wirtschaftlichen An­
reizen sind dazu gedacht, Solidarität mit den Forderungen der jeweiligen Gruppe auslösen. Dieser 
mentale Bccinflussungsprozeß ist zunächst ohne Relevanz für die eigentliche Arena. Erst durch 
zwei Rückkopplungsprozcssc wird der Konflikt innerhalb der Arena beeinflußl Zum einen spie­
geln die Medien auch die Resonanz der jeweiligen Forderungen in der organisierten Gesellschaft 
(und durch Meinungsbefragungen auch die Resonanz in der allgemeinen Öffentlichkeit) wider; 
zum anderen verstärkt die Kommunikation die Absicht von potentiellen Akteuren. aktiv in die Are­
na einzutreten oder durch passive Unterstützung bestimmten Akteuren in der Arena beizustehen. 
Unterstützung kann in Form von Geld, Sozialprestige (dieser Akteur wird von Nobelpreisträger X 
unterstützt). Solidarität bestimmter sozialer Gruppen. wissenschaftliche Rückendeckung oder 
selbst Teilhabe an staatlicher Macht (etwa durch Einladung zur Partizipation oder durch staatlichen 
Auftrag) erfolgen. 1e erfolgreicher ein Akteur durch Kommunikation soziale Ressourcen erwerben 
kann. desto mehr Gewicht hat er innerhalb der Arena. 

Für die Organisation eines rationalen Diskurses ist es deshalb von besonderer Bedeutung. die je­
weilige Arena genau zu kennen und die Ressourcenlage der Akteure zu berücksichtigen. Alle Par­
teien werden nur dann am Diskurs teilnehmen. wenn sie mit ihrer Teilnahme eine Verbesserung 
ihrer Ressourcenausstattung verbinden. Obgleich die Ressourcenverteilung kein Nullsummcnspiel 
darstellt, wird es schwierig sein. alle Parteien davon zu überzeugen. daß sie alle durch die Teilnah­
me am Diskurs dazugewinnen können. Vor allem Parteien. die bereits über mehr Ressourcen ver­
fllgen als die anderen Parteien. werden sich schwerlich mit einem Diskurs einverstanden crldären. 
im dem sie keinerlei Privilegien beanspruchen können. Allerdings gibt das Arena-Modell einige 
Hinweise darauf. wie man Parteien zu einer Mitarbeit bewegen kann: 

- Verbindung von Sozialprestige und Teilnahme: Gelingt es dem Organisator eines Diskurses. 
mit Hilfe der Medien und der Unterstützung von peripheren sozialen Institutionen den Dis­
kurs selbst als sozial wünschenswen und prestigefördcrnd zu etablieren (etwa durch eine 
Berufung durch eine prestigeträchtige Institution). dann wird die Verweigerung der Teilnah­
me zu Prcstigeverlusten führen. die sich die meisten Parteien nicht leisten können. 

- Verbindung von Macht und Teilnahme: Ist die legitimierte Entscheidungsinstanz willens. 
ihre Entscheidungsbefugnis zugunsten der im Diskurs entwickelten Empfehlungen einzu­
schränken. dann ist es ftlr die meisten Teilnehmer vorteilhafter. am Diskurs aktiv teilzuneh­
men als passiv das Ergebnis abzuwarten. Allerdings kann Totalopposition (bei erwartbarer 
Unterstützung durch große Teile des Publikums) immer noch erfolgreicher sein als Mitar­
beil 

- Verbindung von Wertverpjlichrung und Teilnahme: Gelingt es dem Organisator. die von 
den Parteien aufgeführten Werte und Ziele als kongruent mit den Werten und Zielen des Dis­
kurses darzustellen. dann bleibt den Parteien nichts anderes übrig als mitzumachen. wenn sie 
sich nicht in Widerspruch zu ihren eigen postulierten Zielen und Wenen (und damit zum 
Verlust der Ressource Wenverpflichtung) setzen wollen. Beispielsweise dürfte es ftlr eine 
Partei. die im Arenakonflikt auf Fairness pocht, kaum möglich sein. sich dem Postulat des 
fairen Meinungsaustauschs innerhalb des Diskurses zu verschließen. 

- Verbindung von Evidenz und Teilnahme: Besitzt der Organisator die Möglichkeit, Evidenz 
zu beschaffen und diese nur exklusiv den Teilnehmern am Diskurs zur Verfugung zu stellen. 
dann kann auch dies manche Parteien zur Teilnahme bewegen. Ein mehr realistisches Bei­
spiel ist die Vergabe von Forschungsaufträgen im Verlauf des Diskurses. Wer sich selbst 
vom Diskurs ausschließt. verliert damit die Möglichkeit. Einfluß auf die Qualität und Quan­
tität der zu sammelnden Evidenz zu nehmen. Da Evidenz aber vor allem in Risikofragen 
einen hohen Ressourcenwen hat. ist die Definition von Forschungsaufträgen bereits eine 
strategisch wichtige Vorentscheidung über den Konfliktausgang. so daß es im Interesse 
aller Parteien ist. daran mitzuwirken. 

Direkte Geldtransfers sind dagegen in Risiko-Konflikten selten ausreichend. um eine Teilnahme an 
Diskursen zu erwirken. Der Verlust von Sozialprestige. der sich in der Regel bei Annahme von 
Geldgeschenken einstellt. ist für die meisten Parteien schwerwiegender als der Gewinn von mate­
riellen Ressourcen. Allenfalls kann Geld mit der Zweckbcstimmung seines Eintauschs gegen an­
dere Ressourcen (etwa Geldmittel flir eigene Forschungen) als Anreiz zur Teilnahme dienen. 
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Das Arena-~odell und die soziale Ressourcentheorie zeigen auf der einen Seite die Grenzen und 
Probleme bei der politischen Umseztung des Diskurses auf, sie weisen jedoch gleichzeitig auf We­
ge und Strategien hin, die in der Arena wirlcenden Kräfte flir die Motivation zur Teilnahme und 
aktiv~n Mitwirkung kreativ einzusetzen. Risikokommunikation als Mechanismus der Konfliktlö­
sung Ist also trotz vieler Hindernisse und politischer Barrieren nicht unmöglich, aber erforden eine 
genaue Kenntnis der jeweiligen Arena und sorgfältige Vorarbeit 

4. Ein organisatorisches Modell des rationalen Diskurses 

Hat f!1llD alle Bedingungen und Regeln flir einen rationalen Diskurs erlUllt und die oben genannten 
Bameren so gut wie möglich überwunden, dann bleibt die Frage nach der organisatorischen Um­
setzung zu beantwonen. In welchem Rahmen läßt sich ein Diskurs veranstalten? Wer soll an dem 
~ ~ilnehmen und wie soll er organisatorisch ablaufen? Diese Fragen lassen sich nicht allge­
memgülng beantwonen. Vielfach kommt es auf die Thematik, die besonderen Arena-Bedingungen 
und die Vorgeschichte des Konfliktes an, welche organisatorische Form am ehesten geeignet ist. 

In d~. Lit~tur ~den sich eine Reihe von organisatorischen Modellen und Meth~en, um einen 
pamZlpanven Diskurs zu fl;i;hren (vgl. Crosby et al. 1986; Kraft 1988; Bums and Überhorstl988; 
ehen and Mathes 1989; Ubersichtsartikel in: Nelkin and PoUak 1979; Pollak 1985; Fiorino 
1990). An dieser Stelle sei nur ein Verfahren kurz beschrieben, mit dem ich in der Bundesrepublik 
Deutschland (Renn u.a. 1985) und in den Vereinigten Staaten (Renn u.a. 1989) experimentien 
ha~. Das M?dell beruht zum großen Teil auf dem Konzept der Planungszelle, das Peter Dienel 
Mitte der 70iger Jahre als neue Fonn der Bürgerbeteiligung entworfen hat (Diene I 1978 und 
1989). 

Das Modell beruht auf der sequentiellen Verknüpfung von Wene-Befragung, Evidenz-Ermittlung 
und Abwägung von Handlungsoptionen. Die Verknüpfung dieser drei Ebenen geschieht in den 
folgenden Schritten: 

(1) Alle in einer Arena vorhandenen Paneien werden gebeten, ihre Wene und Kriterien für die 
Beuneilung unterschiedlicher Handlungsoptionen (etwa Einftlhrung einer neuen Technologie; 
Modifikation vor Einftlhrung; Ablehnung einer neuen Technologie) offenzulegen. Dies geschieht 
in Interviews zwischen dem Diskurs-Organisator und den Repräsentanten der jeweiligen Paneien. 
Als methodisches Werkzeug dient dabei die sogenannte Wenbaum-Analyse, ein in den USA ent­
wickeltes interaktives Verfahren zur Bewußtmachung und Strukturierung von Wenen und Attri­
buten (Keeney et al. 1984 und 1987; von Winterfeldt and Edwards 1986; von WinterfeldtI987). 
Alle Paneien haben das Recht, ihren Wenbaum solange zu modifizieren, bis sie mit dem Produkt 
einverstanden sind. Die Wenbäume aller Paneien werden dann additiv zu einem logischen Ge­
samtbaum verschmolzen, wobei alle nicht-redundanten Eingaben übernommen und in eine hierar­
chische Struktur überführt werden. Dieser Gesamtwenbaum spiegelt folglich die Wertdimensionen 
aller beteiligten Paneien wider. 

(2) Die Wendimensionen werden in einem zweiten Schritt durch ein Forschungsteam, das mög­
lichst von allen Paneien als neutral angesehen wird, in Indikatoren transformiert Diese indikato­
ren sind Meßanweisungen, um die möglichen Folgen einer jeden Handlungsoption zu bestimmen 
(Evidenz-Nachweise). Da viele der Folgen nicht physisch meßbar sind und manche auch wissen­
schaftlich umstritten sein mögen, ist es nicht möglich, einen einzigen Wen flir jeden Indikator an­
zugeben. Dies gilt vor allem flir risikobewgene Folgen. Gleichzeitig sind die Folgen auch nicht 
beliebig, sondern ergeben sich als logische Folgerung aus dem jeweiligen Wissen und der Anwen­
dung methodischer Regeln innerhalb verschiedenener wissenschaftlicher Lager. Für den Diskurs 
ist es entscheidend, die Spannweite wissenschaftlich legitimer Abschätzungen so genau wie mög­
lich zu bestimmen. Wir haben dazu eine Modiftkation des klassischen Delphi-Verfahrens vorge­
schlagen, bei dem Gruppen von Expenen gemeinsam Abschätzungen vornehmen und Diskrepan­
zen innerhalb der Gruppen in direkter Konfontation ausdiskutieren (Renn und Kotte 1984; Webler 
u.a. im Druck). Am Ende dieses Schrittes verfugt man über ein Folgeprofil von jeder Handlungs­
option flir jedes Kriterium, das von den beteiligten Paneien vorgeschlagen wurde. Aufgrund der 
Expenendislrussionen kann man auch die verbalen Begründungen für unterschiedliche Abschät­
zungen in das Profil einbeziehen. 

(3) Hat man die Wendimensionen bestimmt und die Folgen der jeweiligen Handlungsoptionen 
abgeschätzt, folgt der schwierige Prozeß der Abwägung. Welches Gewicht sollte jeder Wendi­
mension zukommen und welche der verschiedenen Expenenschätzungen sollte man seinen Bewer-
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tun gen zugrundelegen? Diese Fragen lassen sich gemäß den oben genannten Bedingungen grund­
sätzlich in einem Diskurs zwischen den Parteien klären. Häufig aber sind diese Parteien in ihren 
Meinungen weitgehend polarisiert und nicht mehr offen für einen Kompromiß. Gleichzeitig reprä­
sentieren sie nur in eingschränktem Maß die betroffene Bevölkerung. Aus diesem Grund hat P. 
Dienel vorgeschlagen, die Bevölkerung als "Schöffen" zu gewinnen und es - ähnlich wie bei 
einem amerikanischen Gerichtsverfahren - einigen, nach dem Zufallsverfahren ausgesuchten Bür­
gern zu überlassen, stellvettretend für alle diese Abwägung vorzunehmen (Dienel 1978; Dienel 
1989). Dieses Verfahren setzt voraus, daß die am Konflikt beteiligten Parteien einer solchen Lö­
sung zustimmen. Dies wird um so eher geschehen, je mehr die Parteien selber keine Chance mehr 
wahrnehmen, den Konflikt aus eigenen Kräften zu überwinden und sie gleichzeitig daran glauben, 
daß sie ihren Standpunkt dem Schiedsgericht überzeugend nahebringen können. Alle Parteien 
sind daher eingeladen, als Zeugen vor den Bürgern auszusagen und ihre Empfehlungen vorzutra­
gen. Die ausgesuchten Bürger haben mehrere Tage Zeit, die Profile der jeweiligen Handlungsop­
tionen zu studieren, Experten zu befragen, Zeugen anzuhören, Besichtigungen vorzunehmen und 
sich eingehend zu beraten. Am Ende stellen sie eine Handlungsempfehlung aus, die sie wie bei 
einem Gerichtsverfahren eingehend in einem Bürgergutachten begriinden müssen. Dafür erhalten 
sie eine Vergütung. Dieses Verfahren, dem P. Diene! den etwas problematischen Namen "Pla­
nungszelle" gegeben hat, hat sich auf kommunaler Ebene wie auf regionaler Ebene bereits be­
währt und wurde erstmals rur einen nationalen Konflikt zu Beginn der 80iger Jahre eingesetzt 
(Frage der Sozialverträglichkeit von Energiesystemen; siehe Dienel und Garbe 1985; Renn u.a. 
1985). 

Das hier beschriebene Verfahren hat den Voneil, daß es zwischen Werterhebung, Faktenermittlung 
und Abwägung trennt und dafür verschiedene Verfahrensschritte vorschlägt Dadurch werden 
unterschiedliche Prozesse der Trennung von Ideologie und Wissen wirksam, die sich in einem all­
umfassenden Diskurs oft vermischen. Innerhalb der Planungszellen lassen sich darüber hinaus die 
Regeln des rationalen Diskurses meist besser durchsetzen als in einer Verhandlung zwischen Par­
teien. 

Allerdings beruht dieses Verfahren auf der expliziten Zustimmung aller relevanten Parteien, die 
Empfehlung des Schiedsgerichtes zumindest zu berücksichtigen, wenn nicht sogar für einen selbst 
als verbindlich anzuerkennen. Gleichzeitig müssen die Profile und faktischen Analysen so aufbe­
reitet sein, daß ein Nicht-Fachmann mit ihnen umgehen kann. Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß 
Wissenschaftler und Interessengruppen die Urteilskraft des Bürgers meist unterschätzen. Sofern 
die faktischen Zusammenhänge eingehend erläutert und die Interessen und Werte der beteiligten 
Parteien transparent gemacht werden, sind Bürger durchaus in der Lage, sachlich richtige und 
politisch faire Empfehlungen vorzuschlagen. 

5 • Schlußfolgerungen 

Risikokommunikation kann unterschiedliche Funktionen erfllllen: sie kann den Standpunkt einer 
der betroffenen Parteien den anderen Parteien deutlich machen; sie kann die Grundelemente des 
Denkens in Wahrscheinlichkeiten vermitteln; sie kann auf Einstellungen und Verhaltensweisen 
einwirken und sie kann Konflikte über die Zumutbarkeit von Risiken lösen helfen. In diesem Bei­
trag ging es mir nur um den letzten Aspekt Welche Formen der Risikokommunikation sind not­
wendig und sinnvoll, um Konflikte um Risiken sachgerecht und fair in Bezug auf den Verhand­
lungsinhalt und das Verhandlungsverfahren zu lösen? Als Antwon auf diese Frage behandelte ich 
die Vorausetzungen und Bedingungen für einen rationalen Diskurs und zeigte die Probleme und 
Barrieren auf, die bei der DurchfUhrung eines solchen Dialogs zu erwarten sind. 

Vergegenwärtigt man sich die Probleme, die einem rationalen Diskurs entgegenstehen, dann wird 
man nicht um die Frage herumkommen, ob sich der Aufwand überhaupt lohnt. Wäre es nicht 
besser, die Entscheidung über Risiken dem freien Spiel der politischen Kräfte zu überlassen anstatt 
durch eine zu starke Strukturierung der Debatte mögliche Lösungen herauszuzögern und unnötig 
Staub aufzuwirbeln? 

Diese Auffassung wird oft in der Literatur zur Ökonomie der Politik vertreten. Ähnlich wie in der 
liberalen Winschaftsauffassung die "invisible hand" des Winschaftsgeschehens aufgrund freien 
Markteinnitts und Konsumentensouv~tät eine optimale Allokation der knappen Güter bewirken 
soll, so geht die Theorie des "muddling through" davon aus, daß sich im Wettstreit der pluralisti-
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schen Akteure im Endeffekt die Auffassung durchsetzen werde, die für alle die geringsten Interes­
seneinbußen nach sich zieht (Lindbloom 1959). Dies ist im politischen Sinne die optitnale Lösung. 
da jedes Interesse im demokratischen Staatswesen gleich hoch einzuschätzen ist. SOlange es den 
gesetzlichen Bestinunungen nicht widerspricht 

Gegen diese These sind viele Argumente, vor allem die Kurzfritigkeit der mit "muddling through" 
erreichten Gleichgewichtszustandes, die mangelnde Repräsentationsfähigkeit der verschiedenen 
Gruppen und ihre ungleiche Ausstattung mit sozialen Ressourcen vorgebracht worden. Die Ver­
gabe von Glaubwürdigkeit an die verschiedenen Akteure in der Arena ist nicht so sehr von der 
Interessenkongruenz zwischen organisierten Gruppen und ihren Sympathisanten abhängig (dies 
wäre für die Funktionsfähigkeit des "muddling through" notwendig) als vielmehr V()n zufälligen 
Signalen, die die jeweiligen Rezipienten als Ausdruck der Glaubwürdigkeit von Positionen inter­
pretieren (Renn und Levine 199(). Wenn aber wissenschaftliche Kriterien zur Beurteilung von 
Sachaussagen vorliegen, ist es normativ nicht zu rechtfertigen, diese zu ignorien und stattdessen 
auf andere, in der Regel problemferne Merkmale der Selektion von Aussagen auszuweichen. 

Schließlich stellt die Selektion von konfliktträchtigen und sensationellen Ereignissen durch die Me­
dien eine systematische Verzerrung der im physischen Sinne objektiven Relevanz dieser Ereignisse 
dar. Wiewohl man sich über objektive Relevanz streiten kann. so ist die deutliche Vernachläßigung 
von schleichenden und kumulativ wirkenden Risiken gegenüber Unfallrisiken in der Berichterstat­
tung der Medien argumentativ nicht zu rechtfertigen. Die Selektion von Risiken nach dem Grad 
ihres Sensations- und Stigmagehaltes ist mit dem Postulat einer rationalen Risikopolitik unverein­
bar. 

Das entscheidende Problem ist aber, daß in modemen Gesellschaften Entscheidungen über Risiken 
dank unseres technischen Wissens immer weitreichendere Folgen haben, wir aber gleichzeitig 
auch bessere Instrumente zur Abschätzung von Wuirungszusammenhängen besitzen. Die Auswei­
tung unseres Handlungsspielraumes bei gleichzeitiger Verbesserung des antizipativen Wissens 
über Handlungsfolgen macht das im politischen Markt herrschende 'trial and error' Prinzip sach­
lich und ethisch unannehmbar (Häfele U.a. 1990). Bei globalen Problemen. wie etwa der Zerstö­
rung der Ozonschicht oder der drohenden Klimaänderung durch Treibhausgase, können wir nicht 
unser Schicksal den zuflilligen Prozessen in der jeweiligen Arena anvertrauen. Vielmehr müssen 
wir einen Weg finden, um das bestmögliche Sachwissen mit den legitimen Wenen und Interessen 
der betroffenen Bevölkerungsgruppen in Einklang zu bringen. Die Forderung nach einem rationa­
len Diskurs ist daher nicht nur ein Anliegen zur Verbesserung der politischen Kultur, sondern viel­
mehr ein Instrument zur Gestaltung einer lebensfahigen und lebenswenen Zukunft 
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Risk Communication: 

Risk communication is dejined as any purposejul exclwnge of information about htalth or envir­
onmental risks between interestedparties. More specijically, risk communication is rhe act 0/ con­
veying or transmitting information between parties about (a) levels of health or tnvironmental 
risks; (b) the signijicance or meaning of health or environmental risks; or (c) decisions, actions, 
or policies aimed at managing or controlling health or environmental risks .Interested panies incl­
wie government agencies, corporations and industry groups, unions, the media, scientists, profes­
sional organizations, public interest groups, and individual citizens" (Covello, von Winterfeldt, 
and Slovic 1986, p. /72). 


